
region.land. BaZ  |  Mittwoch, 1. April 2009  |  Seite 27

Auflösung. Unser Wettbewerbsbild vom 
vergangenen Freitag zeigte die Kirche in 
Wahlen. Die richtige Antwort erhielten wir 
vom Ehepaar Fridolin und Dorli Nietlis-
pach-Altermatt aus Laufen. Das Paar 
gewinnt einen Gutschein für ein BaZ-Jah-
resabo. Wir gratulieren herzlich.

wettbewerb.auflösung. 
Kennen Sie die Region?

Fo
to

 H
an

ne
s-

D
irk

 F
lu

ry

EBM erhöht Strompreis
Preisanstieg fällt aber geringer aus als angekündigt

Raucher setzte Haus in Brand
Bubendorf. Ein Funke sprang auf die Bettdecke

Kostenübersicht verloren
Expertise leuchtet Ursachen des H2-Debakels aus

Stefan Gyr

Vom Gutachten zur Kostenexplosion ist 
erst eine Zusammenfassung veröffent-
licht worden. Die damaligen Verantwortli-
chen kommen darin nicht gut weg.

Warum sind die Kosten der Umfahrungs-
strasse H2 zwischen Pratteln und Liestal seit 
1995 von 248 auf 554 Millionen Franken 
hochgeschnellt? Das Ingenieurbüro Ernst 
Basler + Partner AG in Zollikon ist den Ursa-
chen des Debakels auf den Grund gegangen. 
Weil das Gutachten zuerst der landrätlichen 
Bau- und Planungskommission unterbreitet 
werden soll, legte Bau- und Umweltschutz
direktor Jörg Krähenbühl (SVP) am Montag 
den Medien nur eine Zusammenfassung vor. 
Doch bereits dieses dreiseitige Papier stellt 
den damaligen Verantwortlichen kein gutes 
Zeugnis aus. «Die Projektertüchtigung des 
Tunnels und die laufenden Projektänderun-
gen im Zeitraum 1999 bis 2006 führten dazu, 
dass die Gesamtübersicht über die Kosten 
verloren ging», heisst es in der Expertise.

Schon das generelle Projekt von 1993 
habe keine Reserven enthalten. Im Bau- und 
Auflageprojekt von 1999 seien die Preise 
«teilweise zu tief angenommen», die Pla-
nungskosten «unterschätzt» und der Zu-
schlag für Unvorhergesehenes «zu gering» 
eingesetzt worden. Die Hauptursachen für 
die Kostenexplosion orten die Gutachter in 
der langen Planungszeit, in einem knapp ver-
anschlagten Kostenvoranschlag und den ge-
stiegenen Projektanforderungen aus Normen 
und Richtlinien. Die höchste Kostensteige-

rung sei der Teuerung im Tiefbaugewerbe 
zuzuschreiben, die in diesem Zeitraum rund 
35 Prozent betragen habe, während der da-
mals verwendete Index nur 17 Prozent aus-
gewiesen habe. Im Kostenvoranschlag von 
1999 wurden laut der Expertise «verschiede-
ne Leistungen und Massen nicht erfasst oder 
preislich unterschätzt» und die Honorare «in 
einer zu optimistischen Sicht reduziert».

«hoher zeitdruck». Die Kostenabbildung 
habe nicht Schritt mit der Projektentwick-
lung gehalten, und die Kostensteigerungen 
seien «nicht rechtzeitig beziffert und kom-
muniziert» worden. Dem verständlichen 
Wunsch der Politik nach einer kostengünsti-
gen Lösung sei nachgegeben worden, indem 
1999 bis 2002 «zu optimistische Annahmen 
getroffen» worden seien. Die Vorlage für die 
Sonderfinanzierung von 2006 habe «unter 
zu hohem Zeitdruck und auf ungenügenden 
Grundlagen erstellt» werden müssen.

Die Empfehlungen des Gutachtens seien 
in der Baudirektion bereits umgesetzt wor-
den, sagte Krähenbühl am Montag. So seien 
ein «strenges Kosten-Controlling» eingeführt, 
«genügend Reserven eingerechnet» und «die 
wesentlichen Risiken berücksichtigt und kor-
rekt bewertet» worden. Projektänderungen 
würden künftig «jeweils aufgerechnet und 
kommuniziert». Und er habe alle Grosspro-
jekte – von der H2 über das Kantonsspital 
Bruderholz bis zur Übernahme der Sekun-
darschulbauten – «personifiziert».

Hoher Sachschaden. Der Brand, der am 
Montagabend das Mehrfamilienhaus an der 
Hauptstrasse 53 in Bubendorf teilweise zer-
störte (BaZ von gestern), wurde von einem 
Raucher ausgelöst. Wie Rolf Wirz, Medien-
sprecher der Baselbieter Kantonspolizei auf 
Anfrage sagte, habe ein Bewohner mit einem 
Streichholz im Schlafzimmer eine Zigarette 
angezündet und sei darauf mit der Zigarette 
in einen anderen Raum gegangen. Als er we-
nig später ins Schlafzimmer zurückgekehrt 
sei, hätten Matratze und Bettdecke gebrannt. 
Offenbar ist beim Anzünden der Zigarette ein 
Funke auf das Bett übergesprungen. 

Beim Brand wurde niemand verletzt. Je-
doch mussten die Bewohner gemäss Mittei-
lung der Polizei psychologisch betreut wer-

den. Es sei ein grosser Sachschaden entstan-
den, der noch nicht beziffert werden könne. 
Das Haus sei vorläufig nicht bewohnbar, so 
Polizeisprecher Wirz. 

Obwohl der Brand durch den Eigentümer 
des Mehrfamilienhauses rasch gemeldet 
wurde, stand das Gebäude bereits in Voll-
brand, als die Feuerwehr eintraf. Der Brand 
musste von einem Grossaufgebot der Feuer-
wehr, das bis spät in die Nacht im Einsatz 
stand, bekämpft werden. Die Feuerwehr 
konnte nicht verhindern, dass auch der Dach-
stock der benachbarten Liegenschaft in 
Brand geriet. Die Hauptstrasse zwischen Bu-
bendorf und Ziefen musste während einiger 
Stunden gesperrt werden. Der Verkehr wur-
de lokal umgeleitet. bat

6,9 Prozent. Der Strom im 
Versorgungsgebiet der Elektra 
Birseck Münchenstein (EBM) 
schlägt ab heute, dem 1. April, 
um durchschnittlich 6,9 Pro-
zent auf. Als Grund für den 
Preisaufschlag führt die EBM 
die Strommarktliberalisierung 
und die damit verbundenen 
Abgaben an. Denn neu müssen 
die Stromversorger auch Ge-
bühren für die Förderung er-
neuerbarer Energien verrech-
nen (0,45 Rappen pro Kilo-
wattstunde). Aber auch die 
Systemdienstleistungen der 
Netzgesellschaft Swissgrid 

schlagen mit 0,40 Rappen pro 
Kilowattstunde zu Buche. 

Ursprünglich wollte die 
Swissgrid für ihre Dienste gar 
0,90 Rappen verlangen, wes-
halb die EBM noch im August 
2008 von durchschnittlich 
zwölf Prozent höheren Strom-
preisen ausging. Auf Interven-
tion des Bundesrates senkte 
die Swissgrid aber ihre Gebühr.  
Die neue Regelung gilt seit An-
fang Jahr. Aber die EBM ver-
zichtet auf eine Erhöhung der 
Nettopreise zwischen 1. Janu-
ar und 31. März, wie das Un-
ternehmen mitteilt. hsh

Autofahrer sollen Mehrkosten bezahlen
SP-Landrat fordert Verlängerung der erhöhten Verkehrssteuer nötigenfalls bis 20 Jahre

martin Brodbeck

Weil sich die H2-Kosten verdop-
pelt haben, soll der Verkehrs-
steuerrabatt für fünf weitere 
Jahre gestrichen werden. SP-
Landrat Urs Hintermann geht 
weiter und fordert eine Finan-
zierung der Mehrkosten über 
die Motorfahrzeugsteuer.

Rund 100 bis 120 Franken 
muss der Besitzer eines Mittelklas-
sewagens zurzeit pro Jahr mehr 
bezahlen. Mit diesem Geld wird 
der Fonds für die Finanzierung der 
H2 gespiesen. Fünf Jahre werde 
dieser Verzicht auf den Verkehrs-
steuerrabatt nötig sein, hiess es 
2006 in der Abstimmungsvorlage 
für den «unverzüglichen Bau der 
H2 zwischen Pratteln und Liestal». 
Sollten dagegen «keine Bundes-
mittel erhältlich sein, so wird der 
Landrat nicht um eine fünfjährige 
Verlängerung der Ausserkraftset-
zung herumkommen».

Trotz zugesagter Bundesmilli-
onen ist eine solche Verlängerung 
jetzt so gut wie beschlossen. In ei-
ner BaZ-Umfrage votierten FDP-
Landrat und Baukommissionsprä-
sident Rolf Richterich, dessen 
Kommissionskollege Urs Hess 
(SVP) und CVP-Fraktionschefin 
Elisabeth Schneider klar dafür. 
Noch einen Schritt weitergehen 
will SP-Landrat und Baukommis
sions-Vizepräsident Urs Hinter-
mann: Seines Erachtens muss die 
Frist zur Finanzierung der Mehr-
kosten noch mehr verlängert wer-
den – nötigenfalls auf insgesamt 

20 Jahre. Dafür werde eine Ände-
rung des Gesetzes über die H2-Fi-
nanzierung nötig sein. Opposition 
gegen eine Finanzierung der Mehr-
kosten über die Staatskasse kün-
digt Grünen-Präsident Philipp 
Schoch an: «Wir haben diese  
Strasse nie unterstützt, wir wollten 
den Ausbau der Rheinstrasse auf 
vier Spuren, ein Projekt, das um 
zwei Drittel günstiger gewesen 
wäre.»

«In die irre geführt». Gross sind 
die Frustrationen über die massi-
ven Mehrkosten. Für Klaus Kirch-
mayr (Grüne) ist es «erschütternd, 
dass man jahrelang das Parlament, 
das Volk und den Bund in die Irre 
geführt hat». Laut Kirchmayr sind 
die Folgen fatal. Der Kanton habe 
«sehr viel Vertrauen verspielt». Das 
Volk werde bei künftigen Bauvor-
haben «zu Recht misstrauisch 
sein». Der Bund habe seine Konse-
quenzen schon gezogen, indem er 
kürzlich im Rahmen des Agglome-
rationsprogramms «den überteu-
erten Bauprojekten des Kantons 
Baselland die finanzielle Unter-
stützung entzogen hat».

«Da ist der Worst Case einge-
troffen», meint Rolf Richterich. Es 
sei noch viel schlimmer herausge-
kommen als der Worst Case, ent-
gegnet Hintermann. Bisher habe 
man von 500 Millionen als Worst 
Case gesprochen, jetzt seien es be-
reits 554 Millionen Franken. Man 
habe jetzt «wohl zum ersten Mal 
gesicherte Zahlen», sagt Richterich 

zu der Hiobsbotschaft aus der kan-
tonalen Baudirektion. Der Teue-
rungsindex sei nun von dieser  
exakter berechnet worden. Dass 
man die Baukostenteuerung so 
lange auf der Basis des Zürcher 
Wohnbaukosten-Index berechnet 
habe, sei unverständlich.

Bereits jetzt zeichnet sich eine 
Auseinandersetzung zwischen 
Links und Rechts über die Finan-
zierung ab. Hintermanns Vor-
schlag einer Verlängerung des 
Steuerrabattverzichts über die 
zehn Jahre hinaus lehne er ent-
schieden ab, sagt SVP-Landrat Urs 
Hess. Nicht einig sind sich die Poli-
tiker auch bei der Analyse der Ver-
gangenheit. Ex-Baudirektorin Els-
beth Schneider (CVP) habe «sicher 
nicht offen gesprochen», stellt Hess 
fest. Zurückhaltender ist Richte-
rich: «Wir alle sind blauäugig ge-
wesen – und einige noch blauäugi-
ger.» Doch «die Hauptverantwort-
lichen – Elsbeth Schneider und 
Kantonsingenieur Ruedi Hofer – 
sind nicht mehr im Amt». 

Entnervt. CVP-Landrätin Elisa-
beth Schneider hingegen nimmt 
ihre Parteikollegin in Schutz: «Die 
Hauptverantwortung trägt das 
Parlament – wir können sie nicht 
auf die Verwaltung abschieben.» 
Alt Regierungsrätin Schneider re-
agierte auf die BaZ-Anfrage ent-
nervt: «Ich bin nicht mehr im Amt 
– Jörg Krähenbühl wird es besser 
machen», beschied sie knapp und 
beendete das Telefongespräch.

Teure Schnellstrasse. Im Baselbieter Landrat bahnt sich ein Hickhack zwischen Linken und Bürgerlichen um die Finanzierung der H2 an. Bild: Baustelle zwischen Füllinsdorf und Liestal.  Foto Henry Muchenberger
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